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§ 1612a Mindestunterhalt minderjähriger 

Kinder 

(1) Ein minderjähriges Kind kann von einem 

Elternteil, mit dem es nicht in einem Haushalt 

lebt, den Unterhalt als Prozentsatz des jewei-

ligen Mindestunterhalts verlangen. Der Min-

destunterhalt richtet sich nach dem doppel-

ten Freibetrag für das sächliche Existenzmini-

mum eines Kindes (Kinderfreibetrag) nach 

§ 32 Abs. 6 Satz 1 des Einkommensteuerge-

setzes. Er beträgt monatlich entsprechend 

dem Alter des Kindes  

1. für die Zeit bis zur Vollendung des sechs-

ten Lebensjahrs (erste Altersstufe) 87 Pro-

zent, 

2. für die Zeit vom siebten bis zur Vollendung 

des zwölften Lebensjahrs (zweite Altersstu-

fe) 100 Prozent und 

3. für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (dritte 

Altersstufe) 117 Prozent 

eines Zwölftels des doppelten Kinderfreibe-

trags. 

(2) … 

(3) … 

(4) (weggefallen) 

 

 

 

 

 

(5) (weggefallen) 

[Änderungen in der Überschrift des § 1612a BGB 

und § 1612a Abs. 4 BGB treten am Tag nach der 

Verkündung in Kraft] 

§ 1612a Mindestunterhalt minderjähriger 

Kinder; Verordnungsermächtigung 

(1) Ein minderjähriges Kind kann von einem 

Elternteil, mit dem es nicht in einem Haushalt 

lebt, den Unterhalt als Prozentsatz des jewei-

ligen Mindestunterhalts verlangen. Der Min-

destunterhalt richtet sich nach dem steuerfrei 

zu stellenden sächlichen Existenzminimum 

des minderjährigen Kindes. Er beträgt monat-

lich entsprechend dem Alter des Kindes 

 

 

1.  für die Zeit bis zur Vollendung des sechs-

ten Lebensjahrs (erste Altersstufe) 87 Pro-

zent, 

2.  für die Zeit vom siebten bis zur Vollendung 

des zwölften Lebensjahrs (zweite Altersstu-

fe) 100 Prozent und 

3.  für die Zeit vom 13. Lebensjahr an (dritte 

Altersstufe) 117 Prozent 

des steuerfrei zu stellenden sächlichen Exis-

tenzminimums des minderjährigen Kindes. 

(2) … 

(3) … 

(4) Das Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz hat den Mindestunterhalt 

erstmals zum 1. Januar 2016 und dann alle 

zwei Jahre durch Rechtsverordnung, die nicht 

der Zustimmung des Bundesrates bedarf, fest-

zulegen. 

(5) (weggefallen) 
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Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) 

Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

§ 251 Maßnahmen des Gerichts 

(1) Erscheint nach dem Vorbringen des An-

tragstellers das vereinfachte Verfahren zuläs-

sig, verfügt das Gericht die Zustellung des 

Antrags oder einer Mitteilung über seinen 

Inhalt an den Antragsgegner. Zugleich weist 

es ihn darauf hin,  

1.  … 

2.  … 

3.  dass über den Unterhalt ein Festsetzungs-

beschluss ergehen kann, aus dem der An-

tragsteller die Zwangsvollstreckung be-

treiben kann, wenn er nicht innerhalb ei-

nes Monats Einwendungen in der vorge-

schriebenen Form erhebt; 

4.  welche Einwendungen nach § 252 Abs. 1 

und 2 erhoben werden können, insbe-

sondere, dass der Einwand eingeschränk-

ter oder fehlender Leistungsfähigkeit nur 

erhoben werden kann, wenn die Auskunft 

nach § 252 Abs. 2 Satz 3 in Form eines 

vollständig ausgefüllten Formulars erteilt 

wird und Belege über die Einkünfte beige-

fügt werden; 

5.  dass die Einwendungen, wenn Formulare 

eingeführt sind, mit einem Formular der 

beigefügten Art erhoben werden müssen, 

das auch bei jedem Amtsgericht erhält-

lich ist. 

Ist der Antrag im Ausland zuzustellen, be-

stimmt das Gericht die Frist nach Satz 2 Nr. 3. 

(2) … 

§ 251 Maßnahmen des Gerichts 

(1) Erscheint nach dem Vorbringen des An-

tragstellers das vereinfachte Verfahren zuläs-

sig, verfügt das Gericht die Zustellung des 

Antrags oder einer Mitteilung über seinen 

Inhalt an den Antragsgegner. Zugleich weist 

es ihn darauf hin,  

1.  … 

2.  … 

3.  dass über den Unterhalt ein Festsetzungs-

beschluss ergehen kann, aus dem der An-

tragsteller die Zwangsvollstreckung be-

treiben kann, wenn er nicht innerhalb ei-

nes Monats Einwendungen erhebt; 

 

4.  welche Einwendungen nach § 252 erho-

ben werden können, insbesondere, dass 

der Einwand eingeschränkter oder feh-

lender Leistungsfähigkeit nur erhoben 

werden kann, wenn die Auskunft nach 

§ 252 Absatz 4 erteilt wird und Belege 

über die Einkünfte beigefügt werden. 

 

 

5.  aufgehoben 

 

 

 

 

 

 

(2) … 

§ 252 Einwendungen des Antragsgegners 

(1) Der Antragsgegner kann Einwendungen 

geltend machen gegen 

1.  die Zulässigkeit des vereinfachten Verfah-

rens; 

2.  den Zeitpunkt, von dem an Unterhalt ge-

zahlt werden soll; 

3.  die Höhe des Unterhalts, soweit er gel-

tend macht, dass  

§ 252 Einwendungen des Antragsgegners  

(1) Der Antragsgegner kann Einwendungen 

gegen die Zulässigkeit des vereinfachten 

Verfahrens geltend machen. Bei begründe-

ten Einwendungen weist das Gericht den 

Antrag zurück. Unbegründete Einwendungen 

weist das Gericht mit dem Festsetzungsbe-

schluss nach § 253 zurück.  
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

a)  die nach dem Alter des Kindes zu be-

stimmenden Zeiträume, für die der Un-

terhalt nach dem Mindestunterhalt 

der ersten, zweiten und dritten Alters-

stufe festgesetzt werden soll, oder der 

angegebene Mindestunterhalt nicht 

richtig berechnet sind, 

b)  der Unterhalt nicht höher als bean-

tragt festgesetzt werden darf, 

c)  Leistungen der in § 1612b oder 

§ 1612c des Bürgerlichen Gesetz-

buchs bezeichneten Art nicht oder 

nicht richtig berücksichtigt worden 

sind. 

Ferner kann er, wenn er sich sofort zur Erfül-

lung des Unterhaltsanspruchs verpflichtet, 

hinsichtlich der Verfahrenskosten geltend 

machen, dass er keinen Anlass zur Stellung 

des Antrags gegeben hat. Nicht begründete 

Einwendungen nach Satz 1 Nr. 1 und 3 weist 

das Gericht mit dem Festsetzungsbeschluss 

zurück, ebenso eine Einwendung nach Satz 1 

Nr. 2, wenn ihm diese nicht begründet er-

scheint. 

(2) Andere Einwendungen kann der Antrags-

gegner nur erheben, wenn er zugleich erklärt, 

inwieweit er zur Unterhaltsleistung bereit ist 

und dass er sich insoweit zur Erfüllung des 

Unterhaltsanspruchs verpflichtet. Den Ein-

wand der Erfüllung kann der Antragsgegner 

nur erheben, wenn er zugleich erklärt, inwie-

weit er geleistet hat und dass er sich ver-

pflichtet, einen darüber hinausgehenden 

Unterhaltsrückstand zu begleichen. Den Ein-

wand eingeschränkter oder fehlender Leis-

tungsfähigkeit kann der Antragsgegner nur 

erheben, wenn er zugleich unter Verwen-

dung des eingeführten Formulars Auskunft 

über 

1.  seine Einkünfte, 

2.  sein Vermögen und 

3.  seine persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse im Übrigen 

erteilt und über seine Einkünfte Belege vor-

legt. 

(3) Die Einwendungen sind nur zu berücksich-

tigen, solange der Festsetzungsbeschluss 

nicht verfügt ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
(2) Andere als die in Absatz 1 Satz 1 genann-

ten Einwendungen, insbesondere Einwen-

dungen nach den Absätzen 3 und 4, sind nur 

zulässig, wenn der Antragsgegner zugleich 

erklärt, inwieweit er zur Unterhaltsleistung 

bereit ist und dass er sich insoweit zur Erfül-

lung des Unterhaltsanspruchs verpflichtet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Der Einwand der Erfüllung ist nur zulässig, 

wenn der Antragsgegner zugleich erklärt, 

inwieweit er Unterhalt geleistet hat und ent-

sprechende Belege vorlegt. 
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

 (4) Der Einwand eingeschränkter oder fehlen-

der Leistungsfähigkeit ist nur zulässig, wenn der 

Antragsgegner zugleich Auskunft über seine 

Einkünfte und sein Vermögen erteilt und für die 

letzten zwölf Monate seine Einkünfte belegt. Ein 

Antragsgegner, der Leistungen zur Sicherung 

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch 

Sozialgesetzbuch oder dem Zwölften Buch 

Sozialgesetzbuch bezieht, muss den aktuellen 

Bewilligungsbescheid darüber vorlegen. Bei 

Einkünften aus selbständiger Arbeit, Gewerbe-

betrieb sowie Land- und Forstwirtschaft sind als 

Belege der letzte Einkommensteuerbescheid 

und für das letzte Wirtschaftsjahr die Gewinn-

und-Verlust-Rechnung oder die Einnahmen-

überschussrechnung vorzulegen.  

(5) Die Einwendungen sind nur zu berücksich-

tigen, solange der Festsetzungsbeschluss 

nicht erlassen ist. 

§ 253 Festsetzungsbeschluss 

(1) Werden keine oder lediglich nach § 252 

Abs. 1 Satz 3 zurückzuweisende oder nach 

§ 252 Abs. 2 unzulässige Einwendungen er-

hoben, wird der Unterhalt nach Ablauf der in 

§ 251 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 bezeichneten Frist 

durch Beschluss festgesetzt. In dem Beschluss 

ist auszusprechen, dass der Antragsgegner 

den festgesetzten Unterhalt an den Unter-

haltsberechtigten zu zahlen hat. In dem Be-

schluss sind auch die bis dahin entstandenen 

erstattungsfähigen Kosten des Verfahrens 

festzusetzen, soweit sie ohne weiteres ermit-

telt werden können; es genügt, wenn der 

Antragsteller die zu ihrer Berechnung not-

wendigen Angaben dem Gericht mitteilt. 

 

 

(2) … 

§ 253 Festsetzungsbeschluss 

(1) Ist der Antrag zulässig und werden keine 

oder keine nach § 252 Absatz 2 bis 4 zulässi-

gen Einwendungen erhoben, wird der Unter-

halt nach Ablauf der in § 251 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 

bezeichneten Frist durch Beschluss festgesetzt. 

Die Festsetzung durch Beschluss erfolgt auch, 

soweit sich der Antragsgegner nach § 252 Ab-

satz 2 zur Zahlung von Unterhalt verpflichtet 

hat. In dem Beschluss ist auszusprechen, dass 

der Antragsgegner den festgesetzten Unterhalt 

an den Unterhaltsberechtigten zu zahlen hat. 

In dem Beschluss sind auch die bis dahin ent-

standenen erstattungsfähigen Kosten des Ver-

fahrens festzusetzen, soweit sie ohne weiteres 

ermittelt werden können; es genügt, wenn der 

Antragsteller die zu ihrer Berechnung notwen-

digen Angaben dem Gericht mitteilt. 

(2) … 

§ 254 Mitteilungen über Einwendungen 

Sind Einwendungen erhoben worden, die 

nach § 252 Abs. 1 Satz 3 nicht zurückzuweisen 

oder die nach § 252 Abs. 2 zulässig sind, teilt 

das Gericht dem Antragsteller dies mit. Es 

setzt auf seinen Antrag den Unterhalt durch 

Beschluss fest, soweit sich der Antragsgegner 

nach § 252 Abs. 2 Satz 1 und 2 zur Zahlung 

von Unterhalt verpflichtet hat. In der Mittei-

lung nach Satz 1 ist darauf hinzuweisen. 

§ 254 Mitteilungen über Einwendungen 

Hat der Antragsgegner zulässige Einwendun-

gen (§ 252 Absatz 2 bis 4) erhoben, teilt das 

Gericht dem Antragsteller dies mit und weist 

darauf hin, dass das streitige Verfahren auf 

Antrag eines Beteiligten durchgeführt wird. 
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

§ 255 Streitiges Verfahren 

(1) Im Fall des § 254 wird auf Antrag eines 

Beteiligten das streitige Verfahren durchge-

führt. Darauf ist in der Mitteilung nach § 254 

Satz 1 hinzuweisen. 

(2) … 

(3) … 

(4) Ist ein Festsetzungsbeschluss nach § 254 

Satz 2 vorausgegangen, soll für zukünftige 

wiederkehrende Leistungen der Unterhalt in 

einem Gesamtbetrag bestimmt und der Fest-

setzungsbeschluss insoweit aufgehoben wer-

den. 

(5) ... 

(6) Wird der Antrag auf Durchführung des 

streitigen Verfahrens nicht vor Ablauf von 

sechs Monaten nach Zugang der Mitteilung 

nach § 254 Satz 1 gestellt, gilt der über den 

Festsetzungsbeschluss nach § 254 Satz 2 oder 

die Verpflichtungserklärung des Antragsgeg-

ners nach § 252 Abs. 2 Satz 1 und 2 hinaus-

gehende Festsetzungsantrag als zurückge-

nommen. 

§ 255 Streitiges Verfahren 

(1) Im Fall des § 254 wird auf Antrag eines 

Beteiligten das streitige Verfahren durchge-

führt. 

 

(2) … 

(3) … 

(4) Ist ein Festsetzungsbeschluss nach § 253 

Absatz 1 Satz 2 vorausgegangen, soll für zu-

künftige wiederkehrende Leistungen der Un-

terhalt in einem Gesamtbetrag bestimmt und 

der Festsetzungsbeschluss insoweit aufgeho-

ben werden. 

(5) ... 

(6) Wird der Antrag auf Durchführung des 

streitigen Verfahrens nicht vor Ablauf von 

sechs Monaten nach Zugang der Mitteilung 

nach § 254 gestellt, so gilt der Festsetzungs-

antrag, der über den Festsetzungsbeschluss 

nach § 253 Absatz 1 Satz 2 hinausgeht, oder 

der Festsetzungsantrag, der über die Ver-

pflichtungserklärung des Antragsgegners 

nach § 252 Absatz 2 hinausgeht, als zurück-

genommen. 

§ 256 Beschwerde 

Mit der Beschwerde können nur die in § 252 

Abs. 1 bezeichneten Einwendungen, die Zu-

lässigkeit von Einwendungen nach § 252 

Abs. 2 sowie die Unrichtigkeit der Kostenent-

scheidung oder Kostenfestsetzung, sofern sie 

nach allgemeinen Grundsätzen anfechtbar 

sind, geltend gemacht werden. Auf Einwen-

dungen nach § 252 Abs. 2, die nicht erhoben 

waren, bevor der Festsetzungsbeschluss ver-

fügt war, kann die Beschwerde nicht gestützt 

werden. 

§ 256 Beschwerde 

Mit der Beschwerde können nur Einwendun-

gen gegen die Zulässigkeit oder die Unzuläs-

sigkeit des vereinfachten Verfahrens, die Zu-

lässigkeit von Einwendungen nach § 252 Ab-

satz 2 bis 4 sowie die Unrichtigkeit der Kos-

tenentscheidung oder Kostenfestsetzung, 

sofern sie nach allgemeinen Grundsätzen 

anfechtbar sind, geltend gemacht werden. 

Die Beschwerde ist unzulässig, wenn sie sich 

auf Einwendungen nach § 252 Absatz 2 bis 4 

stützt, die nicht erhoben waren, bevor der 

Festsetzungsbeschluss erlassen war. 
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

§ 493 Übergangsvorschrift 

Für bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur 

Übertragung von Aufgaben im Bereich der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare vom 

26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1800) am 1. Septem-

ber 2013 beantragte Auseinandersetzungen 

gemäß den §§ 363 bis 373 ist das Gesetz über 

das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit in der bis dahin geltenden Fassung 

anzuwenden. 

§ 493 Übergangsvorschriften 

(1) Für bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur 

Übertragung von Aufgaben im Bereich der 

freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare vom 

26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1800) am 1. Septem-

ber 2013 beantragte Auseinandersetzungen 

gemäß den §§ 363 bis 373 ist das Gesetz über 

das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit in der bis dahin geltenden Fassung 

anzuwenden. 

(2) Auf vereinfachte Verfahren über den Un-

terhalt Minderjähriger nach den §§ 249 bis 

260, die bis zum 31. Dezember 2016 bean-

tragt wurden, sind die §§ 249 bis 260 in der bis 

dahin geltenden Fassung weiter anzuwen-

den. 

Kindesunterhalt-Formularverordnung (KindUFV) 

Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

§ 1 Formulare 

(1) Für das vereinfachte Verfahren zur Festset-

zung des Unterhalts für ein minderjähriges 

Kind werden verwendet 

1. das in Anlage 1 bestimmte Formular für 

den Antrag auf Festsetzung des Unterhalts 

nach den §§ 249, 250 des Gesetzes über 

das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit und das in dieser Anlage be-

stimmte Merkblatt, 

2.  das in Anlage 2 bestimmte Formular für 

die Erhebung von Einwendungen gegen 

die Festsetzung des Unterhalts nach § 252 

des Gesetzes über das Verfahren in Fami-

liensachen und in den Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

(2) Absatz 1 Nr. 1 gilt nicht, soweit Unterhalt  

1.  für Zeiträume, für die das Kind Hilfe nach 

dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, So-

zialgeld nach dem Zweiten Buch Sozial-

gesetzbuch, Hilfe zur Erziehung oder Ein-

gliederungshilfe nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, Leistungen nach dem 
 

§ 1 Formulare 

(1) Im vereinfachten Verfahren zur Festset-

zung des Unterhalts für ein minderjähriges 

Kind wird das in der Anlage bestimmte For-

mular für den Antrag auf Festsetzung des Un-

terhalts nach den §§ 249 und 250 des Geset-

zes über das Verfahren in Familiensachen 

und in den Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit verwendet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit Unterhalt  

1.  für Zeiträume, für die das Kind Hilfe nach 

dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, So-

zialgeld nach dem Zweiten Buch Sozial-

gesetzbuch, Hilfe zur Erziehung oder Ein-

gliederungshilfe nach dem Achten Buch 

Sozialgesetzbuch, Leistungen nach dem 
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

 

Unterhaltsvorschussgesetz oder Unterhalt 

nach § 1607 Abs. 2 oder 3 des Bürgerli-

chen Gesetzbuchs erhalten hat, von dem 

Träger der Sozialhilfe, des Sozialgeldes, 

der öffentlichen Jugendhilfe, dem Land 

oder dem Dritten aus übergegangenem 

Recht oder 

2.  … 

verlangt wird. 

 

Unterhaltsvorschussgesetz oder Unterhalt 

nach § 1607 Abs. 2 oder 3 des Bürgerli-

chen Gesetzbuchs erhalten hat, von dem 

Träger der Sozialhilfe, des Sozialgeldes, 

der öffentlichen Jugendhilfe, dem Land 

oder dem Dritten aus übergegangenem 

Recht oder 

2.  … 

verlangt wird. Wird das Formular nach § 3 

Nummer 2 so angepasst, dass dem Gericht 

die Angaben als strukturierter Datensatz 

übermittelt werden können, sollen die nach 

Satz 1 Nummer 1 und 2 antragsberechtigten 

Behörden dieses Formular nutzen. 

§ 2 Ausführung der Formulare 

(1) Das in Anlage 1 bestimmte Formular für 

den Antrag auf Festsetzung von Unterhalt soll 

in der erforderlichen Stückzahl als Durch-

schreibesatz ausgeführt werden, der insbe-

sondere die für die Zustellung erforderliche 

Abschrift des Antrags mit einem Formular der 

Mitteilung des Gerichts nach § 251 des Ge-

setzes über das Verfahren in Familiensachen 

und in den Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit enthält. 

(2) Das in Anlage 2 bestimmte Formular ist als 

Formularsatz auszuführen, der aus drei gleich-

lautenden Stücken des Formulars besteht. 

Das erste Stück ist mit der Aufschrift "Erstschrift 

für das Gericht", das zweite mit der Aufschrift 

"Abschrift für Antragsteller/in" und das dritte 

mit der Aufschrift "Abschrift für Antragsgeg-

ner/in" zu versehen. 

(3) Die Formulare können, soweit sie von den 

in § 174 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung be-

zeichneten Personen oder Stellen verwendet 

werden, auch mit Hilfe einer elektronischen 

Datei ausgefüllt und ausgedruckt werden. 

Auf den Ausdrucken soll der Hersteller der 

Datei erkennbar und in einer Kurzbezeich-

nung die Fundstelle des Formulars im Bundes-

gesetzblatt angegeben sein. 

§ 2 Ausführung der Formulare 

Das in Anlage bestimmte Formular für den 

Antrag auf Festsetzung von Unterhalt soll in 

der erforderlichen Stückzahl als Durchschrei-

besatz ausgeführt werden, der insbesondere 

die für die Zustellung erforderliche Abschrift 

des Antrags mit einem Formular der Mittei-

lung des Gerichts nach § 251 des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen und in 

den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-

richtsbarkeit enthält. 

(2) aufgehoben 

 

 

 

 

 

 

 

(3) aufgehoben 
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Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2017 

§ 3 Zulässige Abweichungen 

Folgende Abweichungen von den in den 

Anlagen 1 und 2 bestimmten Formularen sind 

zulässig:  

1.  … 

2.  Anpassungen, Änderungen oder Ergän-

zungen, die es, ohne den Inhalt der For-

mulare zu verändern oder das Verständ-

nis der Formulare zu erschweren, den Ge-

richten ermöglichen, die Verfahren ma-

schinell zu bearbeiten, für die Bearbei-

tung technische Entwicklungen nutzbar 

zu machen oder vorhandene technische 

Einrichtungen weiter zu nutzen; 

3.  ... 

§ 3 Zulässige Abweichungen 

Folgende Abweichungen von dem in der 

Anlage bestimmten Formular sind zulässig:  

 

1.  … 

2.  Anpassungen, Änderungen oder Ergän-

zungen, die es, ohne den Inhalt des For-

mulars zu verändern oder das Verständnis 

des Formulars zu erschweren, den Gerich-

ten ermöglichen, die Verfahren maschi-

nell zu bearbeiten, für die Bearbeitung 

technische Entwicklungen nutzbar zu 

machen oder vorhandene technische 

Einrichtungen weiter zu nutzen; 

3.  ... 

§ 4 Übergangsvorschrift 

(1) Soweit nach den in Anlage 1 und 2 be-

stimmten Formularen zur Bezeichnung der 

Höhe des Unterhalts für einen Zeitraum vor 

dem 1. Juli 1998 auf die Regelbeträge Bezug 

genommen wird, bezeichnet die Bezugnah-

me den Regelbedarf nach § 1 der zuletzt 

durch Artikel 21 des Gesetzes vom 16. De-

zember 1997 (BGBl. I S. 2998) geänderten 

Regelunterhalt-Verordnung vom 27. Juni 1970 

(BGBl. I S. 1010), der Verordnung zur Festset-

zung des Regelbedarfs in dem in Artikel 3 des 

Einigungsvertrages genannten Gebiet vom 

25. September 1995 (BGBl. I S. 1190) und den 

auf Grund des Artikels 234 § 9 des Einfüh-

rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche 

erlassenen Rechtsverordnungen. 

(2) Betrifft der Antrag auf Festsetzung von 

Unterhalt im vereinfachten Verfahren Unter-

haltsbeträge, die vor dem Inkrafttreten einer 

Änderung dieser Verordnung fällig geworden 

sind, können für diese Verfahren auch die bis 

dahin gültigen Formulare verwendet werden. 

§ 4 Übergangsvorschrift 

Für Verfahren, die bis zum 31. Dezember 2016 

beantragt wurden, sind die bis dahin gelten-

den Formulare zu verwenden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

[Die Anlagen 1 und 2 der Kindesunterhalt-Formularverordnung (KindUFV) werden durch die 

auf S. 14 bis 16 der Synopse abgebildete Anlage ersetzt.] 
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Auslandsunterhaltsgesetz (AUG) 

Bisherige Fassung Neue Fassung [Tag nach Verkündung] 

§ 9 Umfang der Vorprüfung 

(1) Der Vorstand des Amtsgerichts oder der 

im Rahmen der Verteilung der Justizverwal-

tungsgeschäfte bestimmte Richter prüft  

1. in Verfahren mit förmlicher Gegenseitig-

keit (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3), ob 

nach dem deutschen Recht die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende 

Aussicht auf Erfolg haben würde, 

2. in den übrigen Fällen, ob der Antrag mut-

willig oder offensichtlich unbegründet ist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) … 

(3) … 

(4) … 

§ 9 Umfang der Vorprüfung 

(1) Der Vorstand des Amtsgerichts oder der 

im Rahmen der Verteilung der Justizverwal-

tungsgeschäfte bestimmte Richter prüft  

1. in Verfahren mit förmlicher Gegenseitig-

keit (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3), ob 

nach dem deutschen Recht die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende 

Aussicht auf Erfolg haben würde, 

2. in den übrigen Fällen, ob der Antrag mut-

willig oder offensichtlich unbegründet ist. 

(1a) Ergeben sich aus einem weitergeleiteten 

Antrag für die zentrale Behörde Zweifel, ob die 

Voraussetzungen des Artikels 57 Absatz 2 der 

Verordnung (EG) Nr. 4/2009, des Artikels 3 Ab-

satz 3 des New Yorker UN-Übereinkommens 

vom 20. Juni 1956 über die Geltendmachung 

von Unterhaltsansprüchen im Ausland oder des 

Artikels 11 Absatz 1 des Haager Übereinkom-

mens über die internationale Geltendmachung 

der Unterhaltsansprüche von Kindern und an-

deren Familienangehörigen vom 23. November 

2007 erfüllt sind, so leitet die zentrale Behörde 

die Frage dem Richter zur Beantwortung zu. 

Dieser verfährt erneut nach Absatz 1. 

(2) … 

(3) … 

(4) … 

§ 10 Übersetzung des Antrages 

(1) Der Antragsteller hat dem Antrag nebst 

Anlagen von einem beeidigten Übersetzer 

beglaubigte Übersetzungen in der Sprache 

des zu ersuchenden Staates beizufügen. Die 

Artikel 20, 28, 40, 59 und 66 der Verordnung 

(EG) Nr. 4/2009 bleiben hiervon unberührt. Ist 

im Anwendungsbereich des jeweils auszufüh-

renden völkerrechtlichen Vertrages eine 

Übersetzung von Schriftstücken in eine Spra-

che erforderlich, die der zu ersuchende Staat 

für zulässig erklärt hat, so ist die Übersetzung 

von einer Person zu erstellen, die zur Anferti-

gung von Übersetzungen in einem der Ver-

tragsstaaten befugt ist. 

§ 10 Übersetzung des Antrages 

(1) Der Antragsteller hat dem Antrag nebst 

Anlagen von einem beeidigten Übersetzer 

beglaubigte Übersetzungen in der Sprache 

des zu ersuchenden Staates beizufügen. Dies 

gilt auch für Schriftstücke, die die ausländi-

sche zentrale Behörde im weiteren Verlauf 

des Verfahrens anfordert. Die Artikel 20, 28, 40, 

59 und 66 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 

bleiben hiervon unberührt. Ist im Anwendungs-

bereich des jeweils auszuführenden völker-

rechtlichen Vertrages eine Übersetzung von 

Schriftstücken in eine Sprache erforderlich, die 

der zu ersuchende Staat für zulässig erklärt hat, 

so ist die Übersetzung von einer Person zu er- 
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Bisherige Fassung Neue Fassung [Tag nach Verkündung] 

 

 

(2) … 

(3) … 

(4) … 

stellen, die zur Anfertigung von Übersetzungen 

in einem der Vertragsstaaten befugt ist. 

(2) … 

(3) … 

(4) … 

§ 11 Weiterleitung des Antrages durch die 

zentrale Behörde 

(1) Die zentrale Behörde prüft, ob der Antrag 

den förmlichen Anforderungen des einzulei-

tenden ausländischen Verfahrens genügt. 

Sind diese erfüllt, so leitet sie den Antrag an 

die im Ausland zuständige Stelle weiter. So-

weit erforderlich, fügt sie dem Ersuchen eine 

Übersetzung dieses Gesetzes bei. 

(2) ... 

(3) ... 

§ 11 Weiterleitung des Antrages durch die 

zentrale Behörde 

(1) Die zentrale Behörde prüft, ob der Antrag 

den förmlichen Anforderungen des einzulei-

tenden ausländischen Verfahrens genügt. 

Sind diese erfüllt, so leitet sie den Antrag an 

die im Ausland zuständige Stelle weiter. So-

weit erforderlich, fügt sie dem Ersuchen eine 

Übersetzung dieses Gesetzes bei. 

(2) ... 

(3) ... 

(4) Fragen, die die ausländische zentrale Be-

hörde an die deutsche zentrale Behörde 

übermittelt, leitet diese an das nach § 7 Ab-

satz 1 zur Vorprüfung aufgerufene Gericht 

weiter. Dieses veranlasst die Beantwortung 

der Fragen und leitet die Antworten an die 

deutsche zentrale Behörde zurück. Das wei-

tere Verfahren bei der deutschen zentralen 

Behörde richtet sich nach Absatz 1. 

§ 27 Örtliche Zuständigkeit für die Auffang- 

und Notzuständigkeit 

 

Sind die deutschen Gerichte nach den Arti-

keln 6 oder 7 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 

international zuständig, ist ausschließlich das 

Amtsgericht Pankow-Weißensee in Berlin ört-

lich zuständig. 

§ 27 Örtliche Zuständigkeit für die Auffang- 

und Notzuständigkeit; Verordnungsermächti-

gung 

(1) Sind die deutschen Gerichte nach Arti-

kel 6 oder Artikel 7 der Verordnung (EG) 

Nr. 4/2009 international zuständig, so ent-

scheidet das Amtsgericht, das für den Sitz 

desjenigen Oberlandesgerichts zuständig ist, 

in dessen Bezirk die Beteiligten ihren letzten 

inländischen gemeinsamen Wohnsitz hatten 

oder an den der ausreichende Bezug zur 

Bundesrepublik Deutschland im Sinne des 

Artikels 7 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009 

angeknüpft werden kann. § 28 Absatz 1 Satz 

2 ist entsprechend anzuwenden. Ergibt sich 

keine örtliche Zuständigkeit eines inländi-

schen Gerichts nach Satz 1 oder Satz 2, so ist 

das Amtsgericht Pankow/Weißensee in Berlin 

örtlich zuständig.  
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Bisherige Fassung Neue Fassung [Tag nach Verkündung] 

 (2) Die Landesregierungen werden ermäch-

tigt, die Zuständigkeit nach Absatz 1 durch 

Rechtsverordnung einem anderen Amtsge-

richt des Oberlandesgerichtsbezirks oder, 

wenn in einem Land mehrere Oberlandesge-

richte errichtet sind, einem Amtsgericht für 

die Bezirke aller oder mehrerer Oberlandes-

gerichte zuzuweisen. Die Landesregierungen 

können diese Ermächtigung durch Rechts-

verordnung auf die Landesjustizverwaltungen 

übertragen. 

§ 28 Zuständigkeitskonzentration; Verord-

nungsermächtigung 

(1) Wenn ein Beteiligter seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt nicht im Inland hat, entscheidet 

über Anträge in Unterhaltssachen in den Fäl-

len des Artikels 3 Buchstabe a und b der Ver-

ordnung (EG) Nr. 4/2009 ausschließlich das für 

den Sitz des Oberlandesgerichts, in dessen 

Bezirk der Antragsgegner oder der Berechtig-

te seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, zu-

ständige Amtsgericht. Für den Bezirk des 

Kammergerichts ist das Amtsgericht Pankow-

Weißensee zuständig. 

(2) ... 

§ 28 Zuständigkeitskonzentration; Verord-

nungsermächtigung 

(1) Wenn ein Beteiligter seinen gewöhnlichen 

Aufenthalt nicht im Inland hat, entscheidet 

über Anträge in Unterhaltssachen in den Fäl-

len des Artikels 3 Buchstabe a und b der Ver-

ordnung (EG) Nr. 4/2009 das für den Sitz des 

Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk der An-

tragsgegner oder der Berechtigte seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat, zuständige 

Amtsgericht. Für den Bezirk des Kammerge-

richts ist das Amtsgericht Pankow/Weißensee 

zuständig. 

(2) ... 

Zivilprozessordnung (ZPO) 

Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2016 

§ 945a Einreichung von Schutzschriften 

[in Kraft ab 1. Januar 2016] 

(1) Die Länder führen ein zentrales, länder-

übergreifendes elektronisches Register für 

Schutzschriften (Schutzschriftenregister). 

Schutzschriften sind vorbeugende Verteidi-

gungsschriftsätze gegen erwartete Anträge 

auf Arrest oder einstweilige Verfügung.  

 

(2) ...  

(3) … 

§ 945a Einreichung von Schutzschriften 

 

(1) Die Landesjustizverwaltung Hessen führt für 

die Länder ein zentrales, länderübergreifen-

des elektronisches Register für Schutzschriften 

(Schutzschriftenregister). Schutzschriften sind 

vorbeugende Verteidigungsschriftsätze ge-

gen erwartete Anträge auf Arrest oder einst-

weilige Verfügung.  

(2) ...  

(3) ... 
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Justizverwaltungskostengesetz (JVKostG) 

Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2016 

Neu: § 15a Schutzschriftenregister 

Die Gebühr für die Einstellung einer Schutzschrift schuldet derjenige, der die Schutzschrift ein-

gereicht hat. 

Anlage (zu § 4 Absatz 1) 

Kostenverzeichnis 

Teil 1 Gebühren 

Hauptabschnitt 1 Register- und Grundbuch-

angelegenheiten 

Abschnitt 1 Rechtsdienstleistungsregister 

…  

Abschnitt 5  Einrichtung und Nutzung des 

automatisierten Abrufverfahrens 

in Grundbuchangelegenheiten, 

in Angelegenheiten der Schiffs-

register, des Schiffsbauregisters 

und des Registers für Pfandrech-

te an Luftfahrzeugen 

  

… 

Anlage (zu § 4 Absatz 1) 

Kostenverzeichnis 

Teil 1 Gebühren 

Hauptabschnitt 1 Register- und Grundbuch-

angelegenheiten 

Abschnitt 1 Rechtsdienstleistungsregister 

…   

Abschnitt 5  Einrichtung und Nutzung des 

automatisierten Abrufverfahrens 

in Grundbuchangelegenheiten, 

in Angelegenheiten der Schiffs-

register, des Schiffsbauregisters 

und des Registers für Pfandrech-

te an Luftfahrzeugen 

Abschnitt 6 Schutzschriftenregister 

… 

Nr. Gebührentatbestand 
Gebühren-

betrag 

… 

1152 

… 

Abruf von Dokumenten, 

die zu den Grund- oder 

Registerakten genommen 

wurden: für jedes abgeru-

fene Dokument  

… 

1,50 € 

 

 

 

 

 

 

 

… 

Nr. Gebührentatbestand 
Gebühren-

betrag 

… 

1152 

… 

Abruf von Dokumenten, 

die zu den Grund- oder 

Registerakten genommen 

wurden: für jedes abgeru-

fene Dokument  

… 

1,50 € 

Abschnitt 6 

Schutzschriftenregister 

Nr. Gebührentatbestand 
Gebühren-

betrag 

1160 Einstellung einer Schutz-

vorschrift 

83,00 € 

… 
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Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) 

Bisherige Fassung Fassung ab 1. Januar 2016 

§ 19 Rechtszug; Tätigkeiten, die mit dem 

Verfahren zusammenhängen 

(1) Zu dem Rechtszug oder dem Verfahren 

gehören auch alle Vorbereitungs-, Neben- 

und Abwicklungstätigkeiten und solche Ver-

fahren, die mit dem Rechtszug oder Verfah-

ren zusammenhängen, wenn die Tätigkeit 

nicht nach § 18 eine besondere Angelegen-

heit ist. Hierzu gehören insbesondere  

1.  die Vorbereitung der Klage, des Antrags 

oder der Rechtsverteidigung, soweit kein 

besonderes gerichtliches oder behördli-

ches Verfahren stattfindet; 

 

2.  außergerichtliche Verhandlungen; 

… 

17. … 

(2) … 

§ 19 Rechtszug; Tätigkeiten, die mit dem 

Verfahren zusammenhängen 

(1) Zu dem Rechtszug oder dem Verfahren 

gehören auch alle Vorbereitungs-, Neben- 

und Abwicklungstätigkeiten und solche Ver-

fahren, die mit dem Rechtszug oder Verfah-

ren zusammenhängen, wenn die Tätigkeit 

nicht nach § 18 eine besondere Angelegen-

heit ist. Hierzu gehören insbesondere  

1.  die Vorbereitung der Klage, des Antrags 

oder der Rechtsverteidigung, soweit kein 

besonderes gerichtliches oder behördli-

ches Verfahren stattfindet; 

1a.  die Einreichung von Schutzschriften; 

2.  außergerichtliche Verhandlungen; 

… 

17. … 

(2) … 
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Anlage zur Kindesunterhalt-Formularverordnung (KindUFV)  

(s. S. 8 der Synopse) 
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